
Kreisvorsitzenden-Konferenz 

CDU gut aufgestellt 
Das ist die Botschaft, die 
v°n der Konferenz der Kreis- 
Vorsitzenden am 13. März 
ln Berlin ausging. 

In einer ausführlichen 

Strategieanalyse berichtete 
Ar"gela Merkel den über 200 
^reisvorsitzenden, die aus 
§3nz Deutschland der Einla- 
dung ins Konrad-Adenauer- 
^aus gefolgt waren, über 
^'e Eckpunkte der Strategie 

im Wahljahr mit den verblei- 
benden 12 Wahlen. Die be- 

sondere Herausforderung 
werde für die CDU darin 
bestehen, Wahlkampfstra- 
tegie und die konstruktive 
Mitarbeit am Reformpro- 
zess in Einklang zu bringen, 
sagte die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands und 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion. 

Laurenz Meyer 

Karl-Josef Laumann: 

Übereinstimmung beim 

Kündigungsschutz 
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renz Meyer: Rundschau- 
Beteiligung dient Parteiin- 
teressen (Seite 6) Nor- 
bert Röttgen: Parteien- 
macht und Medienmacht 
trennen (Seite 7) Trend- 
wende geschafft: Mit- 
gliedszahlen der CDU stei- 
gen! (Seite 8) Betriebs- 
renten noch nicht stärker 
belasten (Seite 9- 10) 
„Hamburg im Aufwind - 
die Zukunft der wachsen- 
den Stadt gestalten" (Sei- 
te 12) Peter Harry Car- 
stensen: „Ein hervorra- 
gender Kandidatenmix!" 
(Seite 13) Baden-Würt- 
temberg: Wahlkampfse- 
minarfür Kommunalwahl- 
kandidaten (Seite 14) 

Helmut Heiderich: Biopa- 
tente: Rot-Grün verschläft 
vier Jahre (Seite 15) 
Hartmut Koschyk: Besse- 
re Kooperation der Sicher- 
heitsbehörden (Seite 16) 

Michael Fuchs: Von 
Bürokratieabbau keine 
Spur (Seite 16-17) 

• Einer Blockadepolitik er- 
teilte Angela Merkel eine 
deutliche Absage. Sie zeig- 
te sich überzeugt, dass die 
Wählerinnen und Wähler 
es nicht verstehen würden, 
wenn die CDU aus wahl- 
kampftaktischem Kalkül Still- 
stand erzwingen würde. Für 
die Mehrheit der Bürgerin- 
nen und Bürger sei die Uni- 
on der einzige Garant dafür, 
dass der Reformprozess in 
die richtige Richtung geht. 
Der historische Sieg von Ole 
von Beust in Hamburg habe 
aber gezeigt, dass die CDU 
auch unter diesen Beding- 
ungen erfolgreich Wahl- 
kämpfe führen kann. 

Die Erweiterung der Eu- 
ropäischen Union um zehn 
Staaten am 1. Mai verglich 
die Parteivorsitzende mit 
dem Prozess der deutschen 
Wiedervereinigung. Man sol- 
le sich davor hüten, in einem 
Beitrittsprozess die „Einen" 
als Bereicherung, die „An- 
deren" als Belastung zu se- 
hen. Die Zukunft könne nur 
gemeinsam gestaltet wer- 
den. Das setze voraus, dass 
man sich gegenseitig res- 
pektiere und die gegenseiti- 

gen Stärken und Schwächen 

akzeptiere. So könne der 
Westen Deutschlands auch 
vom Osten lernen, ebenso 
wie die EU-Mitgliedsstaaten 

von den Beitrittsstaaten. 
Ein sehr wichtiges Anlie- 

gen sei der CDU die Kom- 

munalpolitik, erklärte Ange- 
la Merkel. Die Politik vo( 
Ort müsse wieder auf si- 
chere Füße gestellt wer- 
den. Kommunalpolitik dürfe 
nicht verkommen zu einer 
Ausführungsstelle für Lan- 
des- und Bundespolitik- 

Deshalb müsse auch der mit 
der SPD vereinbarte Bun- 
desausgleich für die Städte 
und Gemeinden in Höhe 
von 2,5 Mrd. Euro eingefor- 
dert werden. Auf keinen Fall 
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dürften die Kommunen zu- 
sätzlich belastet werden. 
^en Kommunalwahlen in 
^ordrhein-Westfalen maß 
Angela Merkel eine beson- 
dre strategische Bedeu- 
tung zu, da sie wenige 
Monate vor den Landtags- 
Wahlen stattfinden würden. 
^°ch nie habe eine so rea- 
le Chance bestanden, die 

Regierung in einem soge- 
nannten SPD-Stammland zu 
hernehmen. Deshalb wer- 
de die nordrhein-westfäli- 
Sche CDU alle Unterstüt- 
2Ung erfahren, kündigte An- 
gela Merkel an. In diesem 
Zusammenhang machte die 
Ersitzende deutlich, dass 
die Union ihr Ziel von 40+ X 
nur dann erreichen könne, 
wenn alle Bürgerinnen und 

Urger mitgenommen wür- 
en- „Wer meint, dass Klien- 
e'Politik oder einseitige 
^a*irnalforderungen    zum 
Erf°lg führen, der irrt." Dies 
gelte auch für die strate- 
8'sch  wichtigen   Landtags- 

wahlen in Sachsen und 
Thüringen. Hier gehe es 
nicht nur um die Verteidi- 
gung absoluter Mehrhei- 
ten. Bei diesen Wahlen gehe 
es auch um den Erhalt der 
Mehrheit im Bundesrat und 
damit um die Möglichkeit, 
auf den Reformprozess Ein- 
fluss nehmen zu können. 

Als Ehrengast stellte sich 
Horst Köhler den Kreisvor- 
sitzenden vor. Er sehe es im 
Moment als seine vornehm- 
liche Aufgabe, sich der Öf- 
fentlichkeit vorzustellen, be- 
tonte der Kandidat von CDU/ 

CSU und FDP für das Amt 
des Bundespräsidenten. Da- 

bei sei es ihm ein besonde- 
res Anliegen, sich dem Per- 
sonenkreis, der das Rückrat 

derjenigen Partei bilde, die 
ihn als Bundespräsident- 
schaftskandidat mitnomi- 
niert habe und der er an- 
gehöre, persönlich vorzu- 
stellen. Horst Köhler machte 
deutlich, dass nicht nur der 
hohe   Vertrauensvorschuss 

der Vorsitzenden von CDU/ 
CSU und FDP ihn bewogen 
haben, die Kandidatur anzu- 
nehmen. Mindestens eben- 
so wichtig sei ihm das Votum 
seiner Familie gewesen. Das 
harmonische Verhältnis zu 
seiner Ehefrau und seinen 
beiden Kindern seien wichti- 
ge Gründe, warum er sich zu- 
traue, dieses wichtige Amt 
zu übernehmen. Sie würden 
ihm die nötige Verankerung 
geben und seien ein Ruhepol 
für ihn. 

Horst Köhler zeigte sich 
überzeugt, dass das Konzept 
der sozialen Marktwirtschaft 
auch im 21. Jahrhundert Gül- 
tigkeit haben werde. Es gebe 

keinen Zweifel daran, dass 
der Sozialstaat umgebaut 
werden müsse. Dabei sei der 
soziale Gedanke nicht aufzu- 
geben, sondern müsse an die 
neuen Herausforderungen 
angepasst werden. Köhler 
betonte, dass das Soziale 
elementarer Bestandteil von 
Frieden und friedlichem Zu- 
sammenwirken in einer Ge- 
sellschaft sei. Deshalb werde 
er das Konzept der sozia- 
len Marktwirtschaft offensiv 
verteidigen. Seine Erfahrung 
im Ausland hätte ihm klar 
gemacht, dass der Markt 
ohne soziale Komponente 
nicht auskomme. In diesem 
Zusammenhang wies Köhler 
auch auf ethische Fragen 
hin, die bei der Diskussion 
um   Zukunftsfragen   eine 
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wichtige Rolle spielen müss- 
ten. Köhler unterstrich, dass 
die anstehenden Probleme 
in Deutschland und in der 
Welt nur dann gelöst werden 
könnten, wenn die Bevölke- 
rung mitmache. Er sehe sei- 
ne Aufgabe deshalb darin, 
die Menschen zu ermutigen, 
und ihnen zu vermitteln, 
dass sie auf dem Reformweg 
nicht alleine gelassen son- 
dern mitgenommen würden. 
Horst Köhler kündigte an, 
dass er in einen ausführli- 
chen Dialog mit den Men- 
schen treten werde, um zu 
erfahren, „wo der Schuh 
drückt". Zu gegebener Zeit 
werde er sich dann zu allen 
wichtigen gesellschaftlichen 
Fragen äußern. 

Der Spitzenkandidat der 
CDU für die Europawahl, 
Hans-Gert Pöttering, ging 
in seiner Rede auf die be- 
sondere Bedeutung der Eu- 
ropäischen Verfassung für 
den Europäischen Integra- 
tionsprozess ein. Als große 
Errungenschaften der Ver- 
fassung nannte der Vorsit- 
zende der EVP-ED-Fraktion 
im Europäischen Parlament 
die Festschreibung der ge- 
meinsamen Werte der Eu- 
ropäischen Union, der Auf- 
gaben des Europäischen 
Parlaments und der größe- 
ren Transparenz im Minis- 
terrat. Das sehr gute Ergeb- 
nis, das der Konvent mit 
seinem Verfassungsentwurf 

erreicht 
habe, dürfe 
jetzt nicht 
an der Un- 
beweglich- 
keit der Re- 
gierungen 
scheitern, 
warnte Pöt- 
tering. Wenn 
ab dem 1. 
Mai 2004 

455 Millio- 
nen Men- 
schen in der Europäischen 
Union leben, werde die Ver- 
fassung das rechtliche Fun- 
dament für die Zukunft bil- 
den. „Es ist notwendig, ge- 
meinsame Methoden für die 
Bewältigung von Interes- 
senkonflikten und Krisen 
festzulegen und damit letzt- 
lich den Frieden in Europa 
zu sichern". 

Pöttering kündigte an, 
dass die EVP-ED-Fraktion 
darauf achten werde, dass 
sich bei der Berufung des 
nächsten Kommissionsprä- 
sidenten die Mehrheitsver- 
hältnisse im Europäischen 
Parlament widerspiegeln 
würden. Dies sei keine par- 
teipolitische Frage sondern 
eine Frage des demokrati- 
schen Prinzips. Der Spitzen- 
kandidat für die Europawahl 
zeigte sich überzeugt, dass 

die CDU/CSU-Gruppe in der 
EVP-Fraktion das „Maß der 
Mitte" sei. Deshalb müsse 
die Union Flagge zeigen bei 

ihren Werten und bei der 
Verteidigung ihrer Über- 
zeugungen. Das Verhalten 

der Regierung Schröder in 
der Irak-Krise bezeichnete 
Pöttering als „geschichtslo- 

ses Handeln". Rot-Grün hät- 
te es nie verstanden, dass 
Europa nur dann als gleich- 
berechtigter Partner der 
Amerikaner anerkannt wer- 
de, wenn sich die Europäer 

untereinander auf einen ein- 
heitlichen Standpunkt eini- 

gen könnten. 
In seiner Rede stellte Ge- 

neralsekretär Laurenz Mey 
er die übergeordnete Par- 

teistrategie für das Super- 
wahljahr 2004 vor. Einer- 

seits werde man sich mit der 
innenpolitischen Bilanz der 
Regierung auseinanderset- 

zen, andererseits aber aucn 
eigene Wege aus der wirt- 
schaftlichen und sozialen 
Krise präsentieren. Kernele- 
ment dieser Lösungsvor- 

schläge sei das Projekt Wachs- 
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turn. Ziele des Projekts sei- 
en unter anderem, ein Dach 
für die Vorschläge und In- 
itiativen der CDU zu bieten 
Und den inhaltlichen Schwer- 
punkt für die Wahlkämpfe 
2004 zu signalisieren. Mit 
dem Projekt Wachstum ver- 
knüpfe die CDU ihre Pro- 

grammatik mit den hohen 
Erwartungen der Menschen 
an wirtschaftliches Wachs- 
tum. Meyer stellte die Ein- 
teilung des Projekts in acht 

Themenpakete dar, die je- 
^eils von einem promi- 
nenten CDU-Politiker ver- 
treten werden. „Zusammen 
mit unseren Beschlüssen des 
Jahres 2003 münden diese 
arbeiten in ein Regierungs- 
Programm", sagte Meyer. 
.•Dieses legt fest, was kurz- 
fristig anzugehen ist und 
was auf mittlere bis längere 
Frist erreicht werden soll." 

Bundesgeschäftsführer 

Johannes von Thadden ging 

in seiner Rede zunächst auf 
die neue Corporate Identity 
der Partei ein. Das im De- 
zember 2003 auf dem 
Bundesparteitag in Leipzig 
vorgestellte neue Erschei- 
nungsbild sei innerhalb und 
außerhalb der Partei positiv 
aufgenommen worden. „Der 
Wahlkampf der Hamburger 
CDU hat gezeigt, wie gut 
die neue Schrift und die Far- 
be Orange in einer Kampa- 
gne eingesetzt werden kön- 
nen", sagte von Thadden. 
Nun gelte es, die Cl noch 
weiter zu verbreiten. 

Auf gutem Wege ist nach 
Ansicht von Thaddens auch 

das Projekt „CRM@CDU", 
das als eine Umsetzung des 
Parteitagsbeschlusses „Bür- 
gerpartei" gestartet wurde. 
„Das Ziel: Bürger und CDU- 
Mitglieder sollten stärker 

an die Partei gebunden und 
zur Mitarbeit angeregt wer- 
den. Dafür werden derzeit 

die Arbeitsstrukturen der 
Partei angepasst und ihre 
Gliederungen besser mit- 
einander vernetzt." 

Ebenfalls ein Bestandteil 
des Beschlusses Bürgerpar- 
tei sei das „Projekt Ideen- 
börse", bei dem im Mitglie- 
dernetz Ideen und Aktionen 
von CDU-Verbänden vorge- 
stellt werden. „Wir haben 
viele kreative Geister. Viele 
ihrer gelungenen Aktionen 
sind auch etwas für andere - 
deshalb haben wir eine 
Ideenbörse ins Leben geru- 
fen", sagte von Thadden. 

Erfreuliches berichtete 
der Bundesgeschäftsführer 
über die Entwicklung der 
Mitgliederzahlen. Im Febru- 

ar habe die CDU erstmals 
seit 2002 wieder Mitglieder 
hinzugewonnen. Damit sei 
ein langfristiger Trend ge- 
stoppt - nicht zuletzt dank 
einer engagierten Mitglie- 
derwerbekampagne. 

E-MAIL-ADRESSEN FÜR CDU-MITGLIEDER 

Seit Mitte März kön- 
nen CDU-Mitglieder ih- 
re eigene Email-Adresse 
"n Format Vorname. 
Nachname@cdunet.de 
°ei der Internetredaktion 
beantragen. 

Dies ist Teil der Um- 
setzung des Reformpro- 
jekts Bürgerpartei, das auf 
dem Leipziger Parteitag be- 

schlossen wurde. Die E- 

Mail-Adresse funktioniert 
als Weiterleitung auf eine 

bereits bestehende Adres- 
se (z.B. bei gmx.de oder 
web. de). 

Weitere Informationen 
zur Einrichtung der CDU- 
Net-Adressen finden Sie 
im CDU-Mitgliedernetz 

unter www.cdunet.de. 

Die Resonanz auf die ei- 
genen Mail-Adressen ist 
gut: Bereits in den ersten 
Tagen wurden über 300 
neue Adressen frei ge- 

schaltet. 

Sie haben Interesse? 
Dann schreiben Sie 
einfach eine Email an: 
cdunet@cdu.de 
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Laurenz Meyer: 

Rundschau-Beteiligung dient 
Parteininteressen 

Die SPD-Schatzmeisterin 
hat die Katze aus dem Sack 
gelassen: Der geplante Ein- 
stieg der DDVG bei der 
Frankfurter Rundschau die- 
ne der „redaktionellen Aus- 
richtung auf eine soziallibe- 
rale Linie", wird Frau Wet- 
tig-Dan ielmeier zitiert. 

Damit entlarvt die SPD 
ihre bisherigen Beteuerun- 
gen als Lippenbekenntnis- 
se: Angebliche Sicherung 
von Arbeitsplätzen und Er- 
halt der Presselandschaft 
in Deutschland sind of- 
fenbar nur vorgeschützte 
Argumente, um knallhart 
parteipolitische Interessen 
durchzusetzen. 

k?l 
Das passt ins Bild einer 

verqueren SPD-Medienpoli- 
tik: Missliebige Zeitungen 
bestraft der Kanzler mit 
Boykott; die Beteiligung an 
der Frankfurter Rundschau 
dient jetzt ungeniert SPD- 
Parteiinteressen.       Offen- 

sichtlich hat die SPD nicht 
erkannt: Eine bessere Be- 
richterstattung bekommt 
man nur durch bessere Poli- 
tik - nicht durch Druck auf 
unabhängige Journalisten. 

Wir brauchen eine Kenn- 

zeichnungspflicht für Par- 
teibeteiligungen an Zeitun- 
gen, schon im Interesse des 
Verbraucherschutzes: Wenn 
auf jeder Wurstpackung 

steht, was drin ist, dann 
muss das erst recht für Zei- 
tungen gelten. Leser müssen 
wissen, wer sich hinter ei- 
nem Zeitungstitel verbirgt- 
Parteibeteiligungen müssen 
auf derTitelseite von Zeitun- 

gen angezeigt werden. 

GRAUZONE DER PARTEIENFINANZIERUNG 

Erklärung zum avisierten 
Einstieg der SPD-eigenen 
Medienholding DDVG in 
den Verlag der „Frankfur- 
ter Rundschau": 

Wir wenden uns gene- 
rell dagegen, dass sich Par- 
teien an Medienunterneh- 
men, seien es Zeitungen 

oder Rundfunkstationen, 
als Anteilseigner beteili- 
gen. Damit entsteht eine 
Meinungspresse für die So- 

zialdemokratie in Deutsch- 
land. Gravierender ist in- 
des der Aspekt der Par- 
teienfinanzierung in der 
Grauzone: Der SPD er- 
wächst die Gelegenheit, ih- 
re Anzeigenpreise am Tisch 
mit sich selbst auszuhan- 
deln. Es wird von dritter 
Seite nicht kontrollierbar 
sein, wie die Marktpreise 
im Anzeigenbereich zu- 
stande kommen. So lassen 

sich 
Kosten 
und Re- 
finan- 
zierung 
im 
Wahl- 
kampf 
steuern. 

ist der 

kultur- und medienpoliti- 
sche Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 
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Norbert Röttgen: 

Parteienmacht und Medienmacht 
trennen 

Stellungnahme zur beab- 
S|chtigten Übernahme der 
Mehrheitsanteile der Frank- 

furter Rundschau durch die 
Medienholding: 

Parteienmacht und Me- 
dienmacht gehören nicht in 
e'ne Hand. Die Kontrolle 
der Parteien durch die Me- 

dien ist ein Kernelement un- 
trer politischen Kultur. Das 

Vorhaben der SPD, über ih- 
re Beteiligungsgesellschaft 
DDVG 75 Prozent der An- 
teile der Frankfurter Rund- 
Schau zu erwerben, ist mit 
diesem politisch-publizis- 
wschen Gebot der Gewal- 
tenteilung unvereinbar. Die 

Kontrollierten dürfen sich 
n'cht ihre Kontrolleure kau- 
ten. Das verlangt auch der 
Schutz der Verbraucher: 
hinter dem Schein der Un- 

abhängigkeit einer Zeitung 
°der eines Senders dürfen 
Slch nicht die Interessen ei- 
ner einzelnen Partei verber- 
8en. Schließlich weiß der 
Leser, Hörer oder Zuschau- 
er in der Regel nicht, wel- 
kes Medium zu welchem 
Anteil in der Hand einer ein- 
2e|nen Partei ist. 

Die gebotene  und  poli- 
?Sch    selbstverständliche 
Innung  von   Politik   und 

Medien verlangt eine wirt- 
schaftliche Selbstbeschrän- 
kung der Parteien. Die SPD 

verweigert sich diesem Kon- 
sens. Darum bleibt nur ein 
Weg: Medienbeteiligungen 
von Parteien müssen im Par- 
teiengesetz verboten wer- 

den. 
Mit einer wirtschaftli- 

chen Beteiligung an der 
Frankfurter Rundschau mis- 

sachtet die SPD erneut das 
verfassungsrechtliche Ge- 

bot, dass sich der Staat aus 
den Medien heraushalten 

muss. Diese Haltung hat der 
sozialdemokratische Bun- 
deswirtschaftsminister Cle- 
ment schon in seiner Ab- 

sicht gezeigt, das Pressefu- 
sionsrecht zu lockern, was 
zu einer Verringerung der 
Medienvielfalt in Deutsch- 
land   führen   würde.   Auch 

der Versuch, die Zusam- 
menschlüsse dann zu er- 
möglichen, wenn die betrof- 
fenen Zeitungen selbststän- 
dige publizistische Einhei- 
ten bleiben, ist strikt abzu- 
lehnen. Denn dies würde 
auf eine inhaltliche Überwa- 
chung und Zensur einer Zei- 
tung durch das Bundeskar- 
tellamt als staatliche Behör- 
de hinauslaufen. Und dies 

verstößt nicht nur gegen 
die Grundsätze des Wettbe- 
werbs, sondern auch gegen 
die verfapssungsrechtlich 
garantierte Pressefreiheit. 

Norbert Röttgen ist der 
rechtspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion. 

(J)    WEB-TIPP 

Mal sind sie treffend, mal 
verfehlt! Mal machen sie 

einen wütend, ein ande- 
res mal muss man über 
sie schmunzeln oder laut- 
hals lachen. Die Rede ist 
von wörtlichen Äuße- 
rungen rot-grüner Poli- 
tiker oder von Zitaten 
über sie. Wählen Sie das 
Zitat des Monats auf 
www.cdu.de/zitate/zitate. 

htm 
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Mitgliederwerbe-Kampagne 

Trendwende geschafft: 
Mitgliedszahlen der CDU steigen! 

Die Zahl der CDU-Mitglie- 
der steigt wieder. Im Febru- 
ar 2004 hat die CDU erst- 
mals seit der Bundestags- 
wahl wieder mehr Mitglie- 
der als im Vormonat. 

2690 Bürgerinnen und 
Bürger sind im Februar neu 
in die CDU eingetreten; ih- 
nen standen 2553 Austritte 
bzw. Todesfälle gegenüber. 
Durch dieses Plus von 137 
Bürgerinnen und Bürgern 
hat die CDU jetzt insgesamt 
586.271 Mitglieder. CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer: „Es ist erfreulich, dass 
angesichts der politischen 
Lage mehr und mehr Men- 
schen in der CDU mitarbei- 
ten wollen. Aber auch unsere 
Mitglieder-Werbeaktion hat 
dazu geführt, dass ein Trend 
gestoppt werden konnte: 
Unsere wegen der Alters- 
struktur der Volksparteien 
sinkenden Mitgliederzahlen 
werden erstmals seit Jahren 
durch Neueintritte nicht nur 
ausgeglichen, sondern sogar 
überkompensiert." 

Seit Beginn der Mitglie- 
der-Werbeaktion im Juli 

2003 sind rund 20.000 Men- 
schen neu in die CDU einge- 
treten. Gestiegen war das 
Mitgliedersaldo der CDU zu- 
letzt im Oktober 2002. Die 

größten Netto-Zuwächse im 
Februar 2004 verzeichneten 
die Landesverbände Rhein- 
land-Pfalz (+146), Hamburg 
und Nordrhein-Westfalen 
(jeweils +99). 

Bei den Kreisverbänden 
waren am erfolgreichsten: 
Hamburg-Wandsbek (+ 386 
Mitglieder gegenüber dem 
Vorjahr) und Gera (+ 30,95 
% = 78 Mitglieder mehr als 
im Vorjahr). Dazu Laurenz 
Meyer: „Die im letzten Jahr 
gestartete Mitgliederkam- 
pagne konnte nurdeshalb so 
gut funktionieren, weil zahl- 
reiche Vertreter der Orts- 
und  Kreisverbände tatkräf- 

tig viele neue Mitglieder ge- 
worben. Für ihren Einsatz 

bedanke ich mich sehr herz- 
lich. Wir dürfen allerdings 
nicht innehalten: Mitglie- 
derwerbung ist ein Dauer- 
projekt. Daher wird die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 

die Kampagne weiter forcie- 
ren. Dazu gehört auch, dass 
zukünftig die erfolgreich- 
sten Kreis- und Ortsverbän- 
de zum Jahresende geehrt 
werden. Eine große Bilanz 
ziehen wir zum 31. März 
2004. Die besten Verbände 

erhalten bei unserer Auft- 
aktveranstaltung zur Euro- 
pawahl eine Auszeichnung-" 

Veränderung der Mitgliederzahlen im Vergleich 
zum Vormonat 

Februar'04 

Januar  04 

Dezember 03* 

November'03 

Oktober 03 

September'03 

-1500       -1000              -500                  0              500 
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Rentenpolitik 

Betriebsrenten nicht noch stärker belasten 
"ie Regierungskoalition 
hat Anfang Dezember 2003 
2wei Rentenpakete in den 
Putschen Bundestag ein- 
gebracht. 

Das RV-Nachhaltig- 
*eitsgesetz - welches zwi- 
schenzeitlich durch die rot- 
grüne Regierung verab- 
schiedet wurde - stellt das 
Konzept der Regierungsko- 
a'ition für die langfristig 
angelegte Reform der ge- 
setzlichen Rentenversiche- 
rung dar. Mit dem Alter- 
seinkünftegesetz soll im 
Wesentlichen die einkom- 
mensteuerrechtliche Be- 
^ndlung von Altersvorsor- 
geaufwendungen und Al- 
tersbezügen neu geordnet 
Werden. Eine Neuregelung 
aer Rentenbesteuerung in 
d'esemjahr ist im Hinblick 
auf dje Vorgaben eines 

Urteils des Bundesverfas- 

sungsgerichts erforderlich. 
Danach ist der Gesetzge- 
ber verpflichtet, spätes- 
tes mit Wirkung zum 1. Ja- 
nuar 2005 eine verfas- 
Sur>gskonforme Neurege- 
'Ung zu treffen. Das Zusam- 
menwirken beider Ge- 
Setzentwürfe in Verbin- 
dung mit der im letzten 
^ahr verabschiedeten Ge- 
SUndheitsreform stellt die 

lterssicherung vor zwei 
griJndsätzliche Fragen. 

Hermann-Josef Arentz 

1. Definition des Leistungs- 
niveaus der gesetzlichen 
Rente - obligatorische 
private oder betriebliche 
Altersvorsorge 
Derzeit erhält ein Rent- 

ner nach 45 Beitragsjahren 
und einem Durchschnitt- 
sentgelt (sog. Eckrentner) 
rund 70% des Nettoein- 
kommens. Die Rentenre- 
form 2001 hatte eine lang- 
fristige Absenkung dieses 
Rentenniveaus zum Ziel, 
wobei im Jahr 2030 ein Min- 
destniveau von 67% einge- 
halten werden sollte. Durch 

das verabschiedete Nach- 
haltigkeitsgesetz der Bun- 
desregierung verkommt die 
vor gerade drei Jahren be- 
schlossene Rentenreform 
zur reinen Farce. Das Leis- 
tungsniveau der gesetzli- 
chen Rente sinkt langfristig 
von bisher Zweidrittel auf 
die Hälfte des bisherigen 
Nettoeinkommens. Die ge- 

setzliche Rente nähert sich 
damit mehr dem Charakter 
einer beitragsfinanzierten 
Grundsicherung und kommt 
einer Grundrente, wie man 
sie in den Niederlanden und 
in der Schweiz kennt, Schritt- 
für-Schritt nahe. 

Die deutliche Absenkung 
des Sicherungsniveaus der 
umlagefinanzierten gesetz- 
lichen Rente als erste Säule 
der Alterssicherung in 
Deutschland macht eine ra- 
sche und flächendeckende 
Verbreitung der kapitalge- 
deckten betrieblichen und 
privaten Altersversorgung 
als zweite und dritte Säule 
der deutschen Alterssiche- 
rung dringend erforderlich. 
Denn nur durch eine Kombi- 
nation zwischen gesetzli- 
cher und kapitalgedeckter 
Altervorsorge ist eine Siche- 
rung des Lebensstandards 
im Alter in Zukunft gewähr- 
leistet. Angesichts der bis- 
her enttäuschenden Bilanz 
der Riester-Rente und der in 
diesem Bereich nicht ausrei- 
chenden Pläne der Regie- 
rungskoalition im Alters- 
einkünftegesetz (Vereinfa- 
chung der Riester-Förde- 
rung, Flexibilisierung der 
betrieblichen Altersvorsor- 
ge) wird zur Zeit eine obli- 
gatorische privaten oder be- 
triebliche Altersversorgung, 
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Rentenpolitik 

so wie es sie in den Nieder- 
landen (als quasi-obligatori- 
sche Betriebsrente) und in 
der Schweiz (als obligato- 
rische Betriebsrente) gibt, 
diskutiert. Dazu hat die CDU 
bereits auf ihrem Parteitag 
in Leipzig eine obligatori- 
sche betriebliche Altersver- 
sorgung verbunden mit ei- 
ner Opting-out-Regelung 
für die Arbeitnehmer be- 
schlossen. 

2. Künftige Abgabenbelas- 
tung auf Betriebsrenten 
Angesichts der zuneh- 

menden Bedeutung der er- 
gänzenden Altersversorgung 
ist eine Stärkung der betrieb- 
lichen Altersversorgung un- 

verzichtbar. Das Zusammen- 
spiel zwischen der Verdop- 
pelung der Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge 
auf Betriebsrenten zum 
1.1.2004 und der anstehen- 
den Neuordnung der Ren- 
tenbesteuerung bewirkt al- 
lerdings das genaue Gegen- 
teil: Danach können Be- 
triebsrenten ab dem 1.1. 
2005 mit über 30% belastet 
werden (rd. 16% Kranken- 
und Pflegeversicherungs- 
beiträge und 15% Besteue- 
rung) - gegenüber einer Be- 
lastung von lediglich 8% bis 
Ende 2003 (jeweils halber 
Kranken- und Pflegeversi- 
cherungsbeitrag). Eine sol- 
che Belastung der Betriebs- 

renten ist inakzeptabel, vor 
allem für die junge Generati- 
on, die zu einem weitaus 
größeren Teil als die derzeiti- 
ge Rentnergeneration auf die 
betriebliche Altersversor- 

gung angewiesen sein wird. 
Vor diesem Hintergrund ist 
im Gesetzgebungsverfahren 
zum Alterseinkünftegesetz 

eine Überprüfung der Ge- 
samtlast der Betriebsrenten 

mit Sozialabgaben und Steu- 
ern erforderlich. 

Hermann-Josef Arentz 

ist Vorsitzender des Bun- 
desfachausschusses Sozial- 
und Gesellschaftspolitik 

und Mitglied des Bundes- 
vorstands der CDU Deutsch- 

lands. 

LAURENZ MEYER: KEINE ARBEITSPLÄTZE GEFÄHRDEN 

Die Art und Weise, wie 
die Minister Trittin und 
Clement mit dem Thema 
Emissionshandel umgehen, 
führt zur mutwilligen Ge- 
fährdung von Tausenden 
Arbeitsplätzen. Rot-Grün 
will aus ideologischen 
Gründen, dass Deutschland 
als Musterknabe auf eu- 
ropäische Standards noch 
draufsattelt - mit schlim- 
men Folgen für Wirtschaft 
und Jobs. Die Frage, ob in 
Deutschland in Zukunft 
noch Energieerzeugung in 
konventioneller Kraftwerk- 
stechnik möglich ist und ob 
die deutsche Wirtschaft in 

stromintensiven Sektoren 
noch wettbewerbsfähig 
bleibt, hat Trittin für sich of- 
fenbar schon mit Nein be- 
antwortet. 

Schon jetzt liegen beim 
Kraftwerksbau nachweisbar 
Investitionen in Milliarden- 
höhe auf Eis, weil Unterneh- 
men angesichts der von 
Trittin geplanten Mehrbela- 
stungen keine Planungssi- 
cherheit haben. Bundes- 
wirtschaftsminister Cle- 
ment wird daran gemessen 
werden, ob er eine klare Po- 
sitionierung zugunsten von 
Wirtschaft und Arbeitsplät- 

zen gegen Trittin, die Grü- 

nen und Teile seiner ei- 
genen Partei durchsetzen 

kann. 
Auch dem Umwelt- 

schutz ist mit Trittins Vor- 
gehen nicht gedient: Eine 
Abwanderung von ener- 
gieintensiven Industrien ins 
Ausland führt dazu, dass die 
in Deutschland üblichen 
Standards nicht durchge- 
setzt werden können. Trit- 
tin hat nicht erkannt, dass er 
mit überzogenen Maßnah- 
men in Deutschland und der 
Abwanderung der Arbeits- 
plätze und Institutionen ins 
Ausland auch der Umwelt 

mehr schadet als nutzt. 
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Karl-Josef Laumann,  Laurenz Meyer: 

Übereinstimmung beim Kündigungsschutz 
Die Beschlüsse der Partei- 
präsidien von CDU und 
CSU zum Kündigungs- 
schutz und der Antrag der 
Fraktion von dieser Woche 
"Beschäftigungspolitik der 
Bundesregierung geschei- 
tert" stimmen inhaltlich 
überein. 

Ein Präsidiumsbeschluss 
muss nicht gebetsmühlen- 
baft bestehende Fraktions- 
Positionen nachbeten. Posi- 
tionen der Fraktion, die un- 
streitig und Gegenstand 
von Gesetzentwürfen sind, 
gelten selbstverständlich 
Leiter, auch wenn sie in 
dem Präsidiumsbeschluss 
nicht ausdrücklich wieder- 
holt werden. Hieraus einen 

Widerspruch zu konstruie- 
ren, ist absurd. 

Der genannte Antrag ba- 
S'ertauf dem im letzten Jahr 
von der Fraktion beschlos- 
senen Entwurf eines Ar- 

beitsrechtsmodernisierungs 
gesetzes (Bt-Drs. 15/ 1182) 
Und ergibt zusammen mit 
dem Präsidiumsbeschluss 
e'n klares Bild: 

Wir wollen Beschäfti- 
gungschancen erhöhen, oh- 
ne in bestehende Arbeits- 
verhältnisse einzugreifen. 
Daher soll im Falle von Neu- 
e'nstellungen grundsätzlich 
d'e Option zwischen Kündi- 

gungsschutz und Abfindung 
gelten. Der Präsidiumsbe- 
schluss betont, dass solche 
unbürokratischen Lösungen 

besonders für ältere Arbeit- 
nehmer wichtig sind. 

Die jetzt schon möglichen 
Befristungen ohne Kündi- 
gungsschutz für über 
50Jährige bedeuten für den 
Arbeitgeber einen erhöhten 
bürokratischen Aufwand. 
Dieser entfällt bei der von 
CDU und CSU vorgeschla- 
genen Regelung: Damit ver- 
bessern wir gegenüber der 
geltenden Rechtslage die 
Chancen für die besonders 
betroffenen älteren Arbeits- 
losen, wieder in Beschäfti- 
gung zu kommen. 

Gegenüber dem Arbeits- 
rechtsmodernisierungsge- 
setz neu hinzugekommen 
ist die Forderung, künftig 
Befristungen nicht nur für 
längstens  zwei Jahre, wie 

heute, sondern für 4 Jah- 
re abschließen zu können. 
Diese Position wird von der 
CDU/CSU Bundestagsfrak- 

tion voll geteilt und ist da- 
her ebenfalls in dem einge- 
brachten Antrag enthalten. 

Als Mittelstandskompo- 
nente soll in Kleinbetrieben 
unter 20 Arbeitnehmern 
kein Kündigungsschutz bei 
Neueinstellungen gelten; 
dies ist in dem Entwurf ei- 

nes Arbeitsrechtsmoderni- 
sierungsgesetzes vom letz- 
ten Jahr so enthalten, eben- 
falls in dem Antrag und 
durch den Präsidiumsbe- 

schluss ebenfalls gedeckt. 

Karl-Josef Laumann   ist 
der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 
beit der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. Laurenz Mey- 

ist der Generalsekretär 
der CDU Deutschlands. 
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Aus den Ländern 

„Hamburg im Aufwind - die Zukunft der 
wachsenden Stadt gestalten" 

Unter diesem Leitbild steht 

das Regierungsprogramm 
für die Hansestadt Ham- 
burg für die Jahre 2004 bis 
2008. 

Dieses Leitbild werde 
sich als Querschnitt durch 
alle anderen Fachbereiche 
der Senatsarbeit ziehen, er- 
klärte der Hamburger Lan- 
desvorsitzende Dirk Fischer 
bei der Vorstellung. „Indem 
wir unsere Politik konse- 
quent an den strategischen 
Zielen und Maßnahmen des 
Leitbildes ausrichten, wollen 
wir Hamburg zu einer wach- 
senden    und    pulsierenden 

Dorlies Last ist zur 
neuen Vorsitzenden des 
Rings christlich demokra- 
tischer Studenten ge- 
wähltworden. 

Die bisherige Thürin- 
ger Landesvorsitzende 
und Musikstudentin folgt 
auf Barbara von Wnuk- 
Lipinski, die nach zwei 
Amtszeiten nicht mehr 
antrat. Das Vorstands- 
team wird durch Ernst Su- 
ganandarajah als Bundes- 
schatzmeister und Jens- 
Uwe Götsch als stell- 
vertretender Bundesvor- 
sitzender komplettiert. 

Metropole mit interna- 
tionaler Ausstrahlung 
entwickeln, die Be- 
kanntheit weiter stei- 
gern, Unternehmen und 
qualifizierte Menschen 
in die Stadt holen," heißt 
es im Programm. 

Auch die personellen 
Weichen wurden gestellt. 
Die Hamburger Bürger- 
schaft bestätigte in ihrer 
konstituierenden Sitzung 
Ole von Beust als Ersten 
Bürgermeister. Gewählt 
wurde auch die neue Senats- 
mannschaft: Dem Kabinett 
des Stadtstaates werden 
künftig neun statt bislang 
zehn Senatoren angehören. 

Aufgelöst wurde das Ressort 
Umwelt, das der Behörde 
für Bau und Stadtentwick- 
lung zugeschlagen wurde. 
Die Leitung dieses neuen 
Ressorts übernimmt der aus 
dem Amt scheidende Frakti- 
onsvorsitzende Michael 
Freytag. Ebenfalls neu im 
Senat ist der parteilose Poli- 
zeipräsident Udo Nagel als 
Innensenator. Kultursenato- 
rin wird die parteilose bishe- 
rige Generalsekretärin der 
Kulturstiftung der Länder, 
Karin von Welck. Bildungs- 
senatorin wird Alexandra 
Dinges-Dierig,   die   zurzeit 

Dirk Fischer Ole von Beust 

das Berliner Landesinstitut 

für Schule und Medien leitet 
und ebenfalls parteilos ist. 
Im Amt verbleiben Finanzse- 
nator Wolfgang Peiner und 
Wirtschaftssenator Gunnar 
Uldall, Sozialsenatorin Birgit 
Schnieber-Jastram, Justizse- 
nator Roger Kusch sowie der 
parteilose Wissenschaftsse- 

nator Jörg Dräger bleiben 
ebenfalls im Amt. 

„Die Besetzung der Spit- 
zenpositionen der Behörden 

durch Ole von Beust ist ein 
großer Gewinn für die 
Stadt", kommentiert Dirk Fi- 
scher, Landesvorsitzender 

der Hamburger CDU, das 
Personaltableau. Die Senats- 
mitglieder zeichne alle zu- 
sammen vor allem eines aus: 
Hohe fachliche und mensch- 
liche Kompetenz. „Ich bin 
fest davon überzeugt, dass 
dieser Senat die 'Zukunft der 

Wachsenden Stadt' erfolg- 
reich gestalten wird," so Fi- 
scher. 
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Aus den Ländern 

„Ein hervorragender Kandidatenmix!" 
So bezeichnet der Vorsit- 
zende der CDU Schleswig- 
Holstein und Spitzenkandi- 
dat zur Landtagswahl Peter 

Harry Carstensen Team der 
40 Direktkandidatinnen und 
-kandidaten für die Lands- 
tagswahl. 

„Rund 6.100 Parteifreun- 
de haben an den Wahlkreis- 
versammlungen teilgenom- 
men, die erstmals ausnahms- 
•os als Mitgliederveranstal- 
tungen durchgeführt wur- 
den. Damit haben sich über 
20 Prozent unserer Mitglie- 
der an den Nominierungen 
beteiligt. Dieses ist ein Maß 
an Basisdemokratie, das sich 
in keiner anderen Partei 
Wiederfindet", so Carstensen 
stolz. Die 40 Männer und 
Frauen, die am 20. Februar 

ä 
Peter Harry Carstensen 

2005 für die CDU zur Wahl 
stehen werden, sind nach 
Carstensens Auffassung ein 
gutes Spiegelbild der Gesell- 

schaft und personifizieren die 
Wechselstimmung, die bei 
den Menschen in Schleswig- 
Holstein spürbar zunehme, 
sagte der CDU-Landesvorsit- 
zende. 

Das Durchschnittalter der 
Mannschaft beträgt 49 Jahre. 
Peter Harry Carstensen: „Da- 
mit konnte der Altersschnitt 
gegenüber der Wahl vor fünf 

Jahren gesenkt werden. Wir 
haben allein fünf Kandidaten, 
die zwischen 29 und 31 Jahre 
alt sind." Gestiegen ist auch 
der Anteil der Selbständigen 
und der Angestellten in der 
freien Wirtschaft. Nicht zu- 
frieden sei er mit dem Anteil 
weiblicher Bewerber. „Zwan- 
zig Prozent des Teams sind 
weiblich. Damit konnten wir 
uns gegenüber der Wahl vor 
fünf Jahren nicht verbessern. 
Hier liegt unsere Zukunfts- 
aufgabe: Wir brauchen mehr 
Frauen in der Partei und in 
herausragenden Funktionen", 
so Peter Harry Carstensen 

KINDER AN DIE MACHT" 

Um die Interessen der Kinder 
in NRW künftig besser ver- 
treten und bei politischen 
Entscheidungen einbeziehen 
zu können, hat die CDU in 
Nordrhein Westfalen die Ein- 
richtung einer Kinderkom- 
mission beantragt. Vorbild 
sei die Kinderkommis-sion 
des Bundestags, die bereits 
seit 1988 erfolgreich arbeite. 

Mit ihrer Initiative will 
die CDU Kinderpolitik stär- 
ker ins Bewusstsein rücken 
sowie  die   Entscheidungen 

von Gesetzgeber und Regie- 
rung in NRW auf Kinderver- 
träglichkeit und Kinder- 
freundlichkeit überprüfen 
lassen. Der familienpoliti- 
sche Sprecher der CDU- 
Landtagsfraktion, Thomas 
Mahlberg, verwies darauf, 
dass im Landtagsausschuss 
für Kinder, Jugend und Fa- 
milie immer ein Ausgleich 
verschiedener Interessen 
versucht werden müsse. 
„Die Kinderkommission soll 
hingegen ausschließlich die 

Interessen der Jüngsten ver- 
treten und bewusst als Lob- 
by für Kinder arbeiten", er- 
klärte Mahlberg. Als Bei- 
spiele nannte er den Ausbau 
einer kinderfreundlichen Fa- 
milienpolitik, einer kindge- 
rechten Gesundheits- und 
Umweltpolitik, eine Verbes- 
serung von Kinderbetreu- 
ungs- und Erziehungsein- 
richtungen an Schulen oder 
den Kinder- und Jugend- 
schutz und den Schutz vor 
Gewalt. 
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Aus den Ländern 

Baden-Württemberg 

Wahlkampfseminar für Kommuna 
Wahlkandidaten 

Um die Arbeit der Kandida- 
tinnen und Kandidaten im 
Kommunalwahlkampf zu 
unterstützen, hatte der 

CDU-Landesverband Ba- 
den-Württemberg erstma- 
lig zu einem Seminar nach 
Stuttgart in das SSB-Veran- 
staltungszentrum Waldau- 
park eingeladen. 

Mit einer so großen Reso- 
nanz hatte allerdings nie- 
mand gerechnet. 165 Kandi- 
daten aus ganz Baden-Würt- 
temberg meldeten sich im 
Tagungsbüro am Samstag, 
13. März 2004, pünktlich um 
09.00 Uhr an und entrichte- 
ten ihren Teilnehmerbeitrag. 

In seiner Eröffnungsrede 
betonte Ministerpräsident 
Erwin Teufel die enorme 
Wichtigkeit der Kommunal- 
politik, die die Menschen in 
ihrem direkten Umfeld be- 
trifft. Er stand den Seminar- 
teilnehmern    anschließend 

Rede und Antwort für all ih- 
re Fragen. Danach hatten al- 
le die Gelegenheit, gemein- 
same Fotos mit dem Mini- 
sterpräsidenten erstellen zu 
lassen. 

Nach einer kurzen Pause, 
in der sich die Teilnehmer an 
einem Buffet stärken konn- 
ten, gab der Rhetorik-Trainer 
Jörg Fröhlich Tipps zu den 
Themen „Reden", „Podiums- 
diskussionen", „Interviews" 
und „Wähleransprache". Den 
Abschluss bildete ein Vor- 
trag zum Thema „Moderne 

Kommunikationstechniken 

im Wahlkampf" durch eine 
Referentin der CDU-Bundes- 

geschäftsstelle. 
Marianne Seitz (55 Jahre) 

aus Mannheim nach der Ver- 
anstaltung: „Ich bin ja schon 
seit 1997 im Gemeinderat, 

aber dieses erstmalige Ange- 
bot finde ich optimal. Der 
heutige Tag brachte mir per- 
sönlich wertvolle Tipps für 
meine Arbeit. Ich würde es 
sehr begrüßen, wenn weite- 
re Seminare in dieser Art 
durchgeführt werden." Auch 
neue Kandidaten, wie Ulrich 
Bechtold (39 Jahre) waren 
begeistert. Er fand das Semi- 
nar „super" und es habe ihm 
wichtige Ideen und Anre- 
gungen für seine künftige 
Arbeit geliefert. Außerdem 
sei es elementar, meinte er, 
das richtige Handwerkszeug 

parat zu haben. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Helmut  Heiderich: 

Biopatente: Rot-Grün verschläft vier Jahre 
1998 hat die Europäische 
Union die so genannte 
Biopatentrichtlinie verab- 
schiedet. Mit dieser Richtli- 
lie wird dem rasanten Fort- 
schritt in der Biotechnolo- 
gie Rechnung getragen und 
die wirtschaftliche Ver- 
wertbarkeit der Erkennt- 
nisse durch Patente gere- 
gelt. 

Jetzt schreiben wir das 
Jahr 2004 und endlich ist die 
Bundesregierung, sind die 
Regierungsfraktionen in der 
Lage, eine Vorlage zur Um- 
setzung im deutschen Parla- 
ment einzubringen. Wer so 
viel Zeit braucht, ist nicht 
n<Jr politisch handlungsun- 
fähig. Er hinterlässt auch 
den Eindruck, mit den Auf- 
gaben und Problemen nicht 
fertig zu werden. Er schadet 
der Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen, den dar- 

an hängenden Arbeitspl- 
an und Forschung und Ent- 
wicklung in unserem Land. 

Aber Rot/Grün zeigt auch 

Doppelzüngigkeit und Unei- 
nigkeit in der Sache selbst. 

Schon der jetzige Gesetz- 
entwurf der Bundesregie- 
rung ist gegenüber dem Ent- 
wurf von 2000 nahezu un- 
verändert. Es handelt sich 
Urn nichts anderes als eine 
tins-zu-eins-Umsetzung. 

Während aber der stellver- 
tretende Vorsitzende der 
Grünen, Reinhard Loske, 
„Nachbesserungen" fordert 
und erklärt, die Grünen woll- 
ten „Patente auf Lebewe- 
sen" verhindern", begrüßt 
die Vorsitzende der Grünen, 
Krista Sager, in einem am 
selben Tag vorgelegten Frak- 
tionsantrag den Entwurf. Die 
im Antrag aufgeführten For- 
derungen sind ein Sammel- 

surium aus Selbstverständ- 
lichkeiten: Die Bundesregie- 
rung solle beobachten, re- 
gistrieren, berichten, über- 
prüfen und auf europäischer 

Ebene für weitere Verhand- 
lungen eintreten. Von den 
angekündigten Forderungen 
keine Spur. 

Im Unterschied dazu ha- 
ben wir eine klare Haltung, 
die wir in den Eckpunkten 
unseres Antrags vom Mai 
skizziert haben: 

i Wir gewähren den For- 
schern und den Unterneh- 
men den so genannten 
Stoffschutz für ihre Erfin- 
dungen und damit ein ro- 
bustes Patentrecht. Denn 
Forschung, z.B. zur Medika- 
mentenentwicklung, ist un- 
verzichtbar, aber Forschung 
kostet und muß sich lohnen 
können. 

• Nur dort, wo das originä- 
re menschliche Genom be- 
troffen ist, soll der Schutz- 
umfang des Patents auf 

konkrete Erfindungen be- 
schränkt werden. Damit 

können auch nachfolgende 
Erfinder ein volles Patent 
erlangen. 

Für Pflanzensorten bleibt 
das bewährte deutsche Sor- 
tenschutzrecht vorrangig. 

Ein erleichterter Zugang 
zu Zwangslizenzen soll er- 
möglicht werden. 

Während Rot/Grün den 
Fortschritt zerredet, schaf- 
fen wir damit auf Grundla- 
ge der gültigen ethischen 

Grundlagen den Rahmen, 
der für die notwendige wirt- 
schaftliche Sicherheit und 
Wettbewerbsgleichheit 
sorgt. 

Helmut Heiderich ist 
Beauftragter der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion für Bio- 
und Gentechnologie. 
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Bessere Kooperation 
der Sicherheits- 

behörden 

Stellungnahme zur aktuel- 
len Diskussion über die Zu- 
sammenfassung von Si- 
cherheitsbehörden. 

Die Debatte über die 
Zentralisierung der Verfas- 
sungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder infol- 
ge des schrecklichen Terror- 
anschlages in Spanien greift 
zu kurz. Nicht bloße Zentra- 
lisierung sondern eine bes- 
sere Kooperation und infor- 
mationelle Vernetzung der 
Sicherheitsbehörden in 

Deutschland ist jetzt ge- 
fragt. Auch im Bereich des 
Verfassungsschutzes bedarf 
es dezentraler Informations- 
beschaffung in der Fläche, 
eine Zentralisierung allein 
wäre kontraproduktiv. Si- 
cher muss es eine zentrale 
Auswertung und Analyse ge- 
ben. Entscheidend aber ist, 
dass die Sicherheitsbehör- 
den ihre Informationen stär- 
ker austauschen. Bis heute 
gibt es keine Übermittlungs- 
pflicht der von den Sicher- 
heitsbehörden gewonnenen 
Erkenntnisse untereinander 
und keinerlei Verbunddatei. 
Das sogenannte Informati- 
on-board, das zu einer stär- 
keren Zusammenarbeit von 
BND, Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz, und Bundeskri- 

minalamt geführt hat, ist ein 
Schritt in die richtige Rich- 
tung, muss aber noch weiter 
vernetzt werden. Dabei müs- 
sen auch die die Kooperation 
der Sicherheitsbehörden be- 
hindernden Datenschutzbe- 
stimmungen auf den Prüf- 
stand      gestellt      werden. 

Die Zusammenarbeit zwi- 
schen Bundes- und Landes- 
sicherheitsbehörden muss 
im Sinne eines kooperativen 
Sicherheitsförderalismus 
verbessert werden. 

Auf Bundesebene ist es 
allerdings erforderlich, die 
polizeifachliche Arbeit zu 
bündeln. Bundeskriminal- 
amt, Zollkriminalamt und 
BGS leisten jeder für sich 
polizeiliche Ermittlungsar- 
beit. Hier muss über eine 
Konzentration nachgedacht 
werden. Auch muss über- 
legt werden, wie gerade bei 
Ermittlungsverfahren gegen 
Terroristen die Rolle des 
Generalbundesanwalt und 
des Bundeskriminalamtes 
weiter gestärkt wird. Auch 
die im Düsseldorfer Al-ka- 
wid-Terroristenprozess vom 
Richter geforderte und von 
der CDU/CSU in einem 
Gesetzesantrag formulierte 
Wiedereinführung der Kron- 
zeugenregelung gerade zum 
Aufbrechen des terroristi- 
schen Umfelds darf von Rot- 

Grün nicht länger blockiert 
werden. Es ist jetzt höchste 
Zeit,   dass    Bundeskanzler 

Hartmut Koschyk 

Schröder die Terrorbekämp- 
fung zur Chefsache macht 
und das notwendige Schlie- 
ßen von Sicherheitslücken 

in unserem Land vor allem 
von den Grünen nicht län- 
ger blockiert wird 

Hartmut Koschyk ist der 
innenpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Von Bürokratie- 
abbau keine Spur 

Erklärung anlässlich des 
vor einem Jahr verkünde- 
ten Masterplanes Bürokra- 
tieabbau durch Bundes- 

wirtschaftsminister Wolf- 
gang Clement: 

Es ist ein Kampf gegen 
Windmühlenflügel, Büro- 
kratieabbau genannt. Die 
Bilanz der Regierungsarbeit 

auf diesem Gebiet ist mehr 
als kümmerlich. Von 54 
Bürokratieabbau projekten 

sind gerade einmal 9 Pr°' 
jekte umgesetzt worden, * 
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davon erfolgreich, 7 unbe- 
friedigend. 

Wolfgang   Clement   er- 
klärte vor einem Jahr den 
Abbau von  Bürokratie zur 

Chefsache und präsentierte 
die Eckpunkte des Master- 
Plans Bürokratieabbau. Voll- 
mundig  klingen  diese  Be- 
griffe, doch Entlastung hat 
durch sie noch kein Unter- 
nehmer oder Bürger erfah- 
ren.  Bundesminister Wolf- 
gang Clement und Bundes- 
minister Otto Schily sind al- 
len Bürokratieabbauverspre- 
chen   zum   Trotz   erneuter 
Regelungswut       verfallen. 
Deutschland erstickt im rot- 
grünen Bürokratiewust. Bis 
heute sind seit der letzten 
Bundestagwahl  allein  wie- 
der  522   Rechtsverordnun- 
gen und 89 Gesetze neu er- 
lassen worden. Dies ist ein 
Armutszeugnis, aber wahr- 
ljch  kein Masterplan.  Und 

nun besteht die Gefahr für 
ein neues gewaltiges Büro- 
kratie-Programm mit 1000 
Verwalterstellen - die Aus- 
bildungsplatzabgabe. Wolf- 
gang Clement ist hieran zu 

messen, ob er diese Büro- 
kratiesteuer verhindern kann. 

Die   Unionsarbeitsgrup- 
Pe Bürokratieabbau hat im 
Deutschen Bundestag einen 
systematischen,   ordnungs- 
p°litischen Antrag zum Bü- 
r°kratieabbau  eingebracht, 
'Freiheit wagen - Bürokra- 
tie abbauen": 

Michael Fuchs 

Gefordert wird darin ein 
Ausschuss des Deutschen 
Bundestages, welcher als ei- 
ne Art TÜV neue Gesetzen 
und Verordnungen über- 
prüft. Weiter sollen Gesetze 
und Verordnungen im Re- 
gelfall ein Verfallsdatum er- 
halten. Ein weiterer Vor- 
schlag: Für ein neues Gesetz 
werden zwei alte zur Ab- 

schaffung vorgeschlagen. 
Ziel ist es, pro Jahr etwa 250 
Verwaltungsvorschriften 
abzuschaffen. Denn Vor- 
schriften wie „Der Tod stellt 

aus versorgungsrechtlicher 
Sicht die stärkste Form der 
Dienstunfähigkeit dar", sind 
mehr als überfällig. 

Die Union macht hinge- 
gen Ernst beim Bürokratie- 
abbau. Dies zeigen positive 
Beispiele der Länder und 
Kommunen. So ist das Saar- 
land Vorreiter in Sachen Bü- 
rokratieabbau. Knapp 3.000 

Verwaltungsvorschriften 
sind ersatzlos gestrichen 
und gut 200 Genehmi- 
gungspflichten abgeschafft 
worden. 

Auf der kommunalen 
Ebene lässt sich das Bei- 
spiel des Landkreises Ems- 
land sehen. Unternehmer 
und Bürger werden direkt 
befragt und geben Vor- 
schläge zu weniger Büro- 
kratie ab - Bürokratieabbau 
vor Ort. 

Michael Fuchs ist der 
Vorsitzende der Arbeitsge- 
meinschaft Bürok-atieab- 
bau. 

AKTUELL AUF WWW.CDUCSU.DE 

Grüne Gentechnik - Chance für den Standort 
Deutschland 
Kongress der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 17. März 
Unter anderem: 

Positionspapier zur Grünen Gentechnik der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion (PDF) 
Vortrag von Prof. Dr. Gerhard Wenzel, TU München 
(PDF) 
Vortrag von Dr. Jens A. Katzek, Bio Mitteldeutschland 
GmbH (PDF) 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-Buntstifte 
mit intensiver Farbkraft, 
Bruch-, Wisch- und Wasserfest 

Bestell-Nummer:9250 
Preis je 10 Schachteln: 17,40 € 
inkl. MwSt: 20,18 € 

MALBUCH    kl.U HHOhk   yi \m.Kv>ri-Komv.no 

Euro-Malbuch 

Bestell-Nummer: 9744 
Preis je 2! 
inkl. MwSt: 8,12 € 

Mit uns 
fährt man 

besser. 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen der Ballungs- 

zentren 

Bestell-Nummer: 92 

Preis je 10 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt: 17,40 € 
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Parkscheibe 

Bestell-Nummer: 9814 
Preis je 100 Stück: 28,63 € 

inkl. MwSt: 33,21 € 



Öffentlichkeitsarbeit 

Europa Sonnenschirm, 
ohne Fuß 

Durchmesser 180cm 

Bestell-Nummer: 0541 
Preis je    Stück: 38,40 € 
inkl. MwSt.: 44,54 € 

Fußständer 
für Sonnenschirme 

Bestell-Nummer: 045S 

Preis je 1 Stück: 6,50 € 
inkl. MwSt.: 7,54 € 

CDU-Europacap 

Bestell-Nummer: 9416 
Preis je Stück: 2,00 € 
inkl. MwSt.: 2,32€ 

Reflektorenarmband 
für Hand- und Fußgelenk 
Bei Sport und Spiel ein nützlicher 
Begleiter für die Straße 

Bestell-Nummer: 9740 
Preis je 12 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
- schon aufgepumpt - 
Er ist wie ein kleiner Fußball, jedoch 
kleiner und handlicher. Der ideale 
Spielball nicht nur für Kinder. 

Bestell-Nummer: 9824 
Preisje2Bälle:12,C 
inkl. MwSt.: 13,92 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Lederfußball 

Bestell-Nummer: 9614 
Preis je 1 Stück: 13,20 
inkl. MwSt.: 15,31 € 

Fußball-EM-Kalender 2004 

Bestell-Nummer: 9653 
Preis je 100 Stück: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

BESTELLANSCHRIF"1" 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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